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Stabilität bewahren –
auch im größeren Europa

Die Europäische Union ist größer gewor-
den, und sie ist auf dem Weg zu einer Ver-
fassung. Es stimmt hoffnungsfroh, dass die
Preisstabilität in den Katalog der Ziele auf-
genommen wurde, auf die sich die Europä-

ische Union als Verfassungsversprechen festlegt. Dahinter steht
die Erkenntnis, dass politische Stabilität auf Dauer nicht ohne
Preisstabilität zu haben ist: Inflation setzt Kräfte frei, die den
Zielen des wachsenden Wohlstands und der Gerechtigkeit ent-
gegenwirken. Es ist gut, dass „Europa“ diese Erfahrung nicht ig-
norieren will.

Doch mit der politischen Deklaration ist es nicht getan. Preis-
stabilität braucht das Fundament einer guten Geldordnung. In de-
ren Zentrum steht die Unabhängigkeit der Notenbank. Auf die Eu-
ropäische Union – beziehungsweise auf die Euro-Zone – übertra-
gen heißt das: die Unabhängigkeit nicht nur der Europäischen
Zentralbank, sondern auch der nationalen Zentralbanken, die das
„Europäische System der Zentralbanken“ bilden. Zumutungen
der Politik kann dieses System mit seinem Spitzeninstitut der Eu-
ropäischen Zentralbank nur dann wirksam entgegentreten, wenn
die Voten der nationalen Notenbanken regierungsunabhängig
sind. Für Deutschland heißt das: die Unabhängigkeit der Bundes-
bank ist und bleibt auch in „Europa“ zu verteidigen. Hier aber
sieht der Verfassungstext Formulierungen vor, die zu Bedenken
und Skepsis Anlass geben.

Die Deutsche Bundesbank verdient daher alle Unterstützung,
wenn sie davor warnt, etwas in die Verfassung zu schreiben, das
einen möglichen Rückfall hinter den „Stabilitätskonsens von
Maastricht“ erleichtern oder gar provozieren könnte. Der finanz-
wirtschaftliche „Stabilitätspakt“ von Maastricht ist durch das
Verhalten einflussreicher Mitgliedsstaaten bereits entwertet. Es
wäre verhängnisvoll, wenn bald auch die geldwirtschaftliche Sta-
bilität dem politischen Kurzfristkalkül zum Opfer fiele. Das Sta-
bilitätsplädoyer der Geldpolitik muss hörbar bleiben. Deshalb ist
deren politische Unabhängigkeit so wichtig.

Hans D. Barbier

Verzweifelt gesucht: 
Ersatz für Erdöl
Im Oktober 1973 benutzte die
Organisation der Arabischen
Erdölexportierenden Staaten
(OAPEC) die Ölvorkommen ih-
rer Mitglieder erstmals als po-
litische Waffe. Drastische
Preiserhöhungen und Liefer-
boykotte sollten die westlichen
Industrienationen zwingen, ih-
re pro-israelische Haltung auf-
zugeben. Damals wurde deut-
lich, wie abhängig die Indus-
trienationen vom Erdöl sind.
Die Folgen in Deutschland:
Tempolimits, Sonntagsfahrver-
bote und Erklärungen, dass
schnellstens alternative Ener-
giequellen aktiviert werden
müssen. Dreißig Jahre später
zeigt sich: Die Suche war wenig
erfolgreich. Wieder explodie-
ren die Ölpreise, und die Wirt-
schaft ist wie eh und je abhän-
gig vom „schwarzen Gold“.

Im Jahr 2003 wurden welt-
weit Energie in Höhe von 15
Milliarden Tonnen Steinkoh-
leeinheiten (SKE) verbraucht.
40 Prozent davon entfielen
auf Erdöl, weitere 47 Prozent
stammten aus den Energieträ-
gern Kohle, Gas und Uran.
Zehn Prozent der Energiever-
sorgung wurde durch das
Verbrennen von Holz und
Dung abgedeckt, und ledig-
lich drei Prozent steuerten
die viel diskutierten Zu-
kunftsenergien Wind und
Sonne, Biomasse, Erdwärme
und Wasserkraft bei. In
Deutschland betrug der Pri-
mär-Energieverbrauch ver-
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gangenes Jahr 489 Millionen
Tonnen SKE. Erneuerbare Ener-
gien trugen dazu 15,7 Millio-
nen SKE – 3,2 Prozent – bei.
www.worldenergy.org/wec-geis/global/
downloads/edc/EFD2004.pdf

Subventionen für 
Müller-Milch
Aus der Sicht von Ludwig Er-
hard sind echte Unternehmer
stolz auf ihre Unabhängigkeit,
und darauf, dass sie ihren Er-
folg durch eigene Leistung und
nicht durch staatliche Finanz-
hilfen erzielt haben. Als echter
Unternehmer präsentiert sich
auch Theo Müller, Chef der
Molkereigruppe Müller-Milch,
gern. Medienwirksam kritisier-
te er im September vergange-
nen Jahres die Politik: „Auf
Dauer kann das hiesige Sub-
ventionssystem nicht funktio-
nieren.“

Doch noch fließen die Sub-
ventionsgelder, und auch Mül-
ler-Milch geht dabei nicht leer
aus. Das Molkerei-Unterneh-
men erhält 31,3 Millionen ¤ für
den weiteren Ausbau des Mol-
kereistandortes im sächsischen
Leppersdorf, laut Umweltstif-
tung Euronatur die höchste
Agrarsubvention der letzten
drei Jahre. Die EU-Kommission
hat im April 2004 die Zahlun-
gen der sächsischen Landesre-
gierung genehmigt, da durch
die Erweiterung 144 Arbeits-
plätze neu geschaffen werden.
Was die Kommission nicht er-
wähnt: Rund 200 Arbeitsplätze
verschwinden, weil Müller-
Milch die Molkerei-Standorte

www.worldenergy.org/wec-geis/global/downloads/edc/EFD2004.pdf


Das Zeitalter der „Aldi-Air-
lines“ hat am 22. April 1999
begonnen. Morgens gegen
9.00 Uhr landete das erste
Flugzeug des irischen Flug-
unternehmens RyanAir auf
dem ehemaligen US-Militär-
flughafen in Hahn, bis dahin
ein nahezu unbekannter Ort
im Hunsrück. 1999 reisten im
gesamten innereuropäischen
Bereich knapp acht Millionen
Passagiere per Billigflieger.

Seitdem hat sich das Ange-
bot an Billigflügen stark aus-
geweitet. Neben dem Markt-
führer RyanAir starten jetzt
zahlreiche weitere Billigflieger
von deutschen Flughäfen. Die
bekanntesten deutschen Ge-
sellschaften sind Air Berlin,
Deutsche BA, Germanwings
und Hapag Lloyd Express. In
diesem Jahr erwarten die Bil-
lig-Airlines in Deutschland
rund 22 Millionen Fluggäste.
Das wäre gegenüber 2003 ein
Zuwachs von 39 Prozent. Für
die kommenden Jahre rechnen

die Flugunternehmen mit wei-
teren jährlichen Steigerungen
von 25 Prozent.

Preiskampf zu Gunsten
der Passagiere?
Die Reisenden profitieren vom
intensiven Preiskampf der gut
50 Billiganbieter in Europa.
Für 19,90 ¤ oder weniger in
europäische Hauptstädte flie-
gen: Verbraucherherz, was
willst du mehr? Wie diese gün-
stigen Preise zustande kom-
men, ist nicht leicht nachzu-
vollziehen.

Was Personal- und Material-
kosten betrifft, ist die Rech-
nung einfach. Die Billig-Airli-
nes kommen mit weniger Bo-
denpersonal aus, denn meist
wird nur mit einem Flugzeug-
typ geflogen. Die Wartungs-
und Sicherungscrews müssen
dann auch nur auf diesen Typ
geschult werden. Der Ticket-
verkauf läuft über das Internet
oder das firmeneigene Call-
center. Personalkosten, Miete

und Reisebüro-Kommissionen
werden eingespart. Statt ge-
druckter Flugscheine erhalten
die Fluggäste nur Buchungs-
nummern. Dadurch werden
Material- und Versandkosten
gespart. Weil Service nur ge-
gen Bezahlung angeboten
wird, kann auch auf Flugbe-
gleiter verzichtet werden.
Außerdem stehen die Sitzrei-
hen enger zusammen, so dass
mehr Passagiere pro Flug be-
fördert werden können. Ein-
fluss auf die Ticketpreise hat
schließlich die Wahl der Flug-
häfen. Auf Regionalflughäfen
sind Gebühren für Starts, Lan-
dungen und Wartung der
Flugzeuge günstiger als auf
Großflughäfen.

Undurchsichtiger gerät die
Preisgestaltung durch Misch-
kalkulationen. Dadurch kom-
men werbewirksame Ticket-
preise zu Stande, und ge-
schicktes Marketing sugge-
riert Dauerniedrigpreise. Oft
sind die günstigen Tickets
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Reisezuschuss von Vater Staat
Die Ferienzeit rückt näher. Demnächst werden wieder Millionen Menschen ihre Urlaubsreisen
antreten. Viele Fernwehkranke werden preisgünstige Angebote der Billig-Fluggesellschaften
nutzen, um ihre Reiseziele zu erreichen.

Vienenburg (Harz) sowie Ame-
lunxen in Westfalen schließt.

Lotteriespiel Arbeitssuche
Es wird immer schwieriger,
einen Arbeitsplatz zu finden.
Viele glauben, dass eine gute
Qualifikation vor Arbeitslo-
sigkeit schütze. Aber gleich
ob Mann oder Frau, alt oder
jung, Akademiker oder unge-
lernte Arbeitskraft – Arbeits-
losigkeit bedroht mittlerweile
jeden. So sind beispielsweise
Zigtausende Fachleute für In-
formationstechnologie (IT) ar-
beitslos.

Seit dem Boomjahr 1999 –
damals wurden sogar Fach-
kräfte aus Indien und anderen
fernen Ländern mit Green
Cards umworben – hat sich
die Zahl der Arbeitsangebote
für IT-Experten von Jahr zu
Jahr etwa halbiert. Ende 2003
gab es 1 654 offene Stellen für
18 381 Bewerber. Die Bewer-
berzahl wird in den nächsten
Jahren weiter steigen. Derzeit
gibt es in den IT-Fächern
122 990 Studierende, die dem-
nächst auf den Arbeitsmarkt
drängen werden.

Die Zentralstelle für Ar-
beitsvermittlung (ZAV) sagt
zwar, die Informationstechno-
logie sei inzwischen eine
Querschnittstechnologie und
habe weite Teile der Wirt-
schaft durchdrungen: „Ähn-
lich wie Wirtschaftswissen-
schaftler und Juristen finden
IT-Fachkräfte auch in allen an-
deren Branchen ihren Arbeits-
platz.“ Aber die wachsende
Zahl der Arbeitslosen zeigt,
dass diese Arbeitsplätze nicht
vorhanden sind.
www.arbeitsagentur.de/content/de_DE/
hauptstelle/a-04/importierter_inhalt/pdf/
IT_Experten_Talsohle_erreicht.pdf

Steuern und sonstige Kosten im Personenverkehr

PKW und
Motorrad

Eisenbahn
Bus- und S-/
Straßenbahn

Flugzeug

Mineralölsteuern Diesel: 0,44
Normal: 0,66
Super: 0,72

Diesel: 0,47 Diesel: 0,41 keine

Ökosteuer 0,15 Diesel: 0,15
Strom: 0,10

Diesel: 0,09
Strom: 0,10

keine

Mehrwertsteuer keine 16 Prozent 7 Prozent 16 Prozent
bei Inlandsflügen

Wegekosten keine Trassenpreise
der DB Netz AG

S-Bahn: wie
Eisenbahn
sonst keine

Start-/ 
Landegebühren

Kraftstoffpreise in Euro/Liter; alle Beträge gerundet

www.arbeitsagentur.de/content/de_DE/hauptstelle/a-04/importierter_inhalt/pdf/IT_Experten_Talsohle_erreicht.pdf


„Froh schlägt das Herz im Reisekittel,
vorausgesetzt man hat die Mittel.“
Wilhelm Busch

aber nur für ein begrenztes
Kontingent zu haben – bran-
chenüblich sind zehn bis drei-
ßig Prozent der Plätze –, die
Mehrzahl der Passagiere fliegt
wesentlich teurer. Ebenso häu-
fig sind Schnäppchenflüge
nur Einführungsangebote, um
neue Kunden zu werben. 

Subventionen 
fürs Fliegen
Am wenigsten durchschaubar
sind die direkten und indirek-
ten öffentlichen Hilfen. In je-
dem Fall profitieren die Billig-
flieger wie auch alle anderen
Fluggesellschaften von Steuer-
befreiungen: Für Flugbenzin
wird keine Mineralölsteuer –
und damit auch keine Öko-
steuer – fällig. Bei grenzüber-
schreitenden Flügen entfällt
zudem die Mehrwertsteuer
auf den Ticketpreis. 

Von verdeckten Staatshil-
fen, beispielsweise Vergünsti-
gungen bei der Wahl des Flug-
platzes, profitieren die Billig-
Airlines in besonderem Aus-
maß: Sie fliegen aus Kosten-
gründen vorrangig Regional-
flughäfen an. Deshalb kommt
ihnen zu Gute, wenn Bundes-
länder den Ausbau von Regio-
nalflughäfen forcieren. Das
Land Rheinland-Pfalz und der
Betreiber des Flughafens
Hahn wollen 100 Millionen ¤
ausgeben, um unter anderem
die Startbahn für größere Ma-
schinen herzurichten. Die hes-
sische Landesregierung will
ebenfalls 20 Millionen ¤ zu-
schießen. Beide Bundesländer
wollen eine Straßenverbin-
dung zwischen den Flughäfen
Frankfurt und Hahn finanzie-
ren. Die vor Jahren außer
Dienst gestellte Hunsrück-
bahn soll zwischen Hahn und
Frankfurt reaktiviert werden.

Außerdem wurde eine Pla-
nungsstudie für eine ICE-Stre-
cke zwischen Frankfurt und
dem Hunsrück in Auftrag ge-
geben.

Ähnliche Aktivitäten gibt es
in anderen Regionen. Mindes-
tens 100 Millionen ¤ von ge-
schätzten 151 Millionen ¤ Er-
weiterungskosten übernimmt
das Land Hessen für den Aus-
bau des Flugplatzes Kassel-
Calden. Dem Bundesland ge-
hören 50 Prozent der Anteile
am Flughafen, die andere Hälf-
te teilen sich zu je einem Drit-
tel Stadt und Landkreis Kassel
sowie die Gemeinde Calden.
Auch Nordrhein-Westfalen,
Baden-Württemberg und an-
dere Bundesländer wollen
mehr für größere Regional-
flughäfen aufwenden. Ergän-
zend zum Ausbau der Flughä-
fen werden fast immer auch
die Zufahrten zu den Flughä-
fen erweitert.

Tourismusförderung durch
den Steuerzahler
Die angeflogenen Regionen
erhoffen sich durch die Anbin-
dung an den Luftverkehr tou-
ristischen Erfolg. Das wissen
die Fluggesellschaften, und
sie lassen sich von den Regio-
nen dafür sogar bezahlen.
Kürzlich verpflichtete sich der
lokale Hotelverband in Danzig,
den Billigflieger Air Polonia
mit Zuschüssen zu unterstüt-
zen, damit die Stadt in den
Flugplan aufgenommen wird.
Anderswo subventionieren
einzelne Flughäfen Billigflie-
ger mit dem Instrument der
„Wirtschaftsförderung“. Sie
gewähren Sondergebühren,
treiben Werbung für die Flug-
gesellschaften und bezahlen
die Hotelkosten der Flugzeug-
besatzungen. Dass solche Bei-

hilfen sogar rechtswidrig sein
können, zeigt der Fall des bel-
gischen Flughafens Charleroi.
Die EU-Kommission verpflich-
tete RyanAir zur Teilrückzah-
lung von Zuwendungen der
Regionalregierung Walloniens.
Die Kommission will nun die
Subventionierung generell ein-
schränken.

Wettbewerb und Umwelt
haben das Nachsehen
Anbindung und Ausbau von
Regionalflughäfen fördern den
Flugverkehr und damit in vie-
len Fällen Reisen, die sonst zu
Land abgewickelt würden. Bil-
ligangebote zielen vorrangig
auf Kunden mit schmalem
Geldbeutel, die vorwiegend
Bahn oder Pkw nutzen. Das
heißt, Billigflieger erzeugen
Verkehrsbedürfnisse, an die
laut Germanwatch zwei Drittel
der Flugpassagiere ohne die
Tiefpreise nicht denken wür-
den. Da die günstigen Flug-
preise mit staatlicher Hilfe zu
Stande kommen, erhält der
Flugverkehr Wettbewerbsvor-
teile gegenüber anderen Ver-
kehrsträgern. Im Wettbewerb
der Fluggesellschaften wiede-
rum profitieren die Billig-Flie-
ger, weil sie mit Sonderkondi-
tionen – oder, wie im Fall
RyanAir, sogar mit Zahlungen
an die Fluggesellschaft – an
bestimmte Standorte gelockt
werden. Das wäre akzeptabel,
wenn private Investoren die
Flughäfen betreiben würden.
Flughäfen sind aber üblicher-
weise im Besitz von Bund,
Ländern und Gemeinden, und
damit kommt die Allgemein-
heit für sämtliche Vergünsti-
gungen auf.

Neben den Wettbewerbsas-
pekten fallen auch ökologische
Gründe ins Gewicht. Flugzeu-

ge verursachen – wie jedes
motorisierte Verkehrsmittel –
ökologische Belastungen.
Emissionen in höheren Luftla-
gen sind jedoch schädlicher
als solche in Bodennähe. Auch
beeinträchtigt der Fluglärm
Mensch und Umwelt. Das Um-
weltbundesamt beziffert die
Umweltschäden – die so ge-
nannten externen Kosten – für
einen Flug von Berlin nach
München auf rund 10 ¤ pro
Passagier. Die externen Kos-
ten vervierfachen sich bei
Langstreckenflügen. Studien
von INFRAS und IWW haben
die Durchschnittskosten ein-
zelner Verkehrssysteme inklu-
sive Stau- und Unfallkosten
berechnet: Pro Tausend Perso-
nenkilometer verursacht das
Flugzeug demnach externe
Kosten von 48 ¤, die Bahn da-
gegen kommt auf 20 ¤. Bahn-
fahren wäre unter dem Um-
welt-Gesichtspunkt also zwei
Mal günstiger als fliegen.

Hoffnungsträger
Flugverkehr?
Trotzdem setzt die Politik auf
Wachstum im Flugverkehr.
Dabei verweisen Studien von
McKinsey oder der Deutschen
Bank Research inzwischen auf
bestehende und wachsende
Überkapazitäten mit absehba-
ren Folgen: Die ersten Billig-
Fluglinien sind bereits Pleite.
Anfang Mai 2004 stellte bei-
spielsweise die irische Jet-
Green Airways nach nur einer
Woche den Flugbetrieb ein.
Das Geld für 40 000 vorver-
kaufte Tickets könne aller-
dings nicht zurückerstattet
werden, teilte JetGreen mit.
Die Passagiere in spe sollten
sich an ihre Reiseversicherun-
gen wenden.



Teil: Den 151 Milliarden ¤, die
die privaten Haushalte im ver-
gangenen Jahr gespart haben,
stehen nur Nettoinvestitionen
von 61 Milliarden ¤ gegenüber.
Nur Realinvestitionen garantie-
ren auch in den kommenden
Jahren genügend Erträge, nur
damit bleibt Erspartes langfris-
tig wertbeständig.

Eigenverantwortung
Trotz dümpelnder Konjunk-
tur wächst die Zahl der Frei-
berufler in Deutschland: 1994
waren 550 100 aktiv, 2003
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Vollbeschäftigung
Nur 47 Prozent der 55 bis 64
Jahre alten Männer stehen
noch im Erwerbsleben, bei den
Frauen sind es sogar nur 30
Prozent. Doch die Ära der
Frühverrentung dürfte dem
Ende entgegengehen. Die Poli-
tik hat endlich eingesehen,
dass Frühverrentung im gro-
ßen Stil auf Dauer unbezahlbar
ist. Vorruheständler belasten
die Rentenkassen doppelt: Sie
treiben die Auszahlungen in
die Höhe, und fehlen als Bei-
tragszahler. Nach den Plänen
der Bundesregierung sollen
Anreize zur Frühverrentung
beseitigt werden, und das fak-
tische Renteneintrittsalter soll

„Finanzminister und Bankiers haben eins gemeinsam:
Sie leben von anderer Leute Geld. Die Bankiers haben nur die 
unangenehme Aufgabe, es wieder zurück zu zahlen.“
Hermann Josef Abs, deutscher Bankier
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Die Soziale Marktwirtschaft im Juni 2004
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

zwischen 2006 und 2008 von
60 auf 63 Jahre steigen.

Ob diese Änderungen rei-
chen werden, um die massen-
hafte Verschwendung von Be-
rufs- und Lebenserfahrung zu
verhindern, wird sich zeigen.
Immerhin zählen in den meis-
ten Wirtschaftsbereichen Ar-
beitnehmer mit 45 längst zum
„alten Eisen“.

Geldwertstabilität 
Die derzeitige Kaufzurückhal-
tung der Deutschen lässt sich
nach Ansicht der Bundesbank
nicht allein mit der verhalte-
nen Einkommensentwicklung
in Deutschland erklären. Dass
die Sparquote auf knapp elf
Prozent gestiegen sei, liege an
der Einsicht in die Notwendig-
keit eigener Vorsorge sowie an
der Verunsicherung durch die
Politik. Da viele Bürger mei-
nen, sich immer weniger auf
die Sozialversicherungen ver-
lassen zu können, stocken sie
ihre eiserne Reserve auf. 

Eine höhere Ersparnisbil-
dung fördert die Leistungsfä-
higkeit der Wirtschaft, sofern
das Gesparte produktiv ver-
wendet und investiert wird.
Derzeit geschieht das nur zum

gab es 783 000 – ein Zuwachs
von gut 40 Prozent.

Noch kräftiger ist die Zahl
der von Freiberuflern Beschäf-
tigten gewachsen: Von rund
1,2 Millionen stieg die Mitar-
beiterzahl seit 1994 auf inzwi-
schen stattliche 2,6 Millionen.
In Praxen und Büros arbeiten
157 000 Familienangehörige
mit, und rund 160 000 Azubis
haben ihre Lehrstelle bei ei-
nem Freiberufler. Insgesamt
sind 3,4 Millionen Menschen
in diesem Bereich beschäftigt,
knapp zehn Prozent aller Er-
werbstätigen.

I N D E X

Aktive Arbeitnehmer
in Prozent der 55- bis 64-Jährigen

Männer Frauen

Schweden 71 66

Irland 65 31

Griechenland 55 24

…

EU 50 30

Deutschland 47 30

Frankreich 38 30

Belgien 35 17

Quelle: Eurostat, Stand 2002
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